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Personalbedarf
Marburger Bund will 
Personaluntergrenzen für alle 
Krankenhausabteilungen.

 M B -Vo rs i t z e n d e r  R u d o l f  H e n ke

Aufsichtsratswahlen
Sitz für Gewerkschaftsvertreter 
bei DRK Blutspendedienst Baden 
Württemberg/Hessen geht an MB.

Seite 03 Seite 04 Seite 06

Zur Sache
Bund-Länder-Arbeits-
gruppe steht vor einer 
schwierigen Aufgabe.

INHALT

03 Qualitätsreport
DKG sieht Kliniken in 
einer Vorreiterrolle.

07 Teilstudienplätze
MB-Forderung fi ndet end-
lich Gehör.

09 und 10
Landesverbände
Diesmal mit Ankündigun-
gen und Berichten aus 
Bay-ern, Hessen, Meck-
lenburg-Vorpommern, 
Nordrhein-Westfalen/
Rheinland-Pfalz, dem 
Saarland, Sachsen-Anhalt 
und Schleswig-Holstein.

09 und 10
Baden-Württemberg 
(eigene Seiten)

09 Bayern (eigene Seite)

09 Berlin/Brandenburg 
(eigene Seite)

09 Hamburg
(eigene Seite)

09 Hessen (eigene Seite)

09 Niedersachsen
(eigene Seite)

09 bis 11
NRW/Rheinland-Pfalz
(eigene Seiten)

09 Sachsen (eigene Seite)

09 Schleswig-Holstein 
(eigene Seite)

12 Fortbildung

Interessante Seminare 
und weitere Angebote.

13–15 Stellenmarkt
Vielleicht ist auch für Sie 
etwas dabei.

III TVSG

KBV legt Richtlinien fest
Ende der Zulassungssperren auf dem Land

Berlin (lure). Auch nach der 
Kabine� sentscheidung bleibt 
es dabei: Nur in ländlichen 
oder strukturschwachen Ge-
bieten sollen Zulassungssper-
ren für die Neuniederlassung 
von Ärztinnen und Ärzten ent-
fallen. Die Länder sollen selbst 
festlegen, wo dies der Fall ist. 
Das geht aus der Vorlage des 
Terminservice- und Versor-
gungsgesetzes (TVSG) hervor, 
dem das Bundeskabine�  nun 
zugestimmt hat. Das Gesetz ist 
damit auf dem parlamentari-
schen Weg.

In Akutfällen sollen demnach 
die Terminservicestellen ent-
scheiden, ob der Betroff ene in 

einer geöff neten Arztpraxis, in 
einer Portal- oder Bereit-
scha� sdienstpraxis oder einer 
Notfallambulanz besser aufge-
hoben ist. 

Liegt ein lebens bedrohlicher 
Notfall vor, bei dem der Anru-
fer eigentlich die Notrufnum-
mer 112 hä� e wählen müssen, 
soll die Servicestelle den Anru-
fer zur Notrufzentrale weiter-
verbinden.

Die Kassenärztliche  Bundes-
vereinigung (KBV) soll allein 
die Richtlinien für das aus 
Sicht der Regierung notwendi-
ge bundesweit standardisierte 
Erst einschätzungsverfahren 
entwickeln. Mehr auf S. 3.

EINLADUNG

134. Hauptversammlung des MB-Bundesverbandes
im Estrel Convention Center, Sonnenallee 225, 12057 Berlin

FREITAG, 9. NOVEMBER, 13 BIS 18 UHR
TOP I  Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

TOP II  Tarifpolitik – „Weiterentwicklung der MB-Tarifverträge“ 
Moderation: Rudolf Henke, 1. Vorsitzender 

Referenten: 
 E Christian Twardy, stellv. Hauptgeschä� sführer und Leiter Tarifpolitik

Die MB-Sicht – von den Tarifverhandlungen 2006 bis zum Jahr 2018
 E Andreas Wagner, Vorsitzender der Juristenkonferenz 

Aus der Beratungspraxis der Juristen in den Landesverbänden
 E Dr. Andreas Botzlar, 2. Vorsitzender und Vorsitzender der Kleinen Tari� ommission

Überlegungen der KTK 

TOP III Mobilisierung der Mitglieder – Ziele, Wege, Hindernisse
Referent:  Dr. Hans-Albert Gehle, Mitglied des Bundesvorstandes

SAMSTAG, 10. NOVEMBER, 9 BIS 18 UHR 
TOP IV Bericht des 1. Vorsitzenden; TOP V Haushaltsabrechnung 2017; TOP VI Entlastung von 
Vorstand und Hauptgeschäftsführung; TOP VII Haushaltsplan 2019; TOP VIII Wahl der Kleinen 
Tarifkommission; TOP IX Anträge, soweit sie nicht unter andere Tagesordnungspunkte fallen

III Novellierung der Tarifverträge

Weichen für die Zukunft stellen
Beratungen um Überarbeitung der MB-Tarifverträge werden ausgeweitet

Berlin (jz). Der Marburger 
Bund hat ein klares Ziel vor Au-
gen: Deutschlands einzige Ärz-
tegewerkscha�  will zeitnah die 
Tarifverträge für die Ärztinnen 
und Ärzte in den Krankenhäu-
sern weiterentwickeln und auf 
diesem Weg deren Arbeitsbe-
dingungen nachhaltig verbes-
sern. Denn nicht zuletzt die 
MB-Mitgliederbefragungen der 
zurückliegenden Jahre haben 
deutlich zutage geführt, dass 
eine massive Unzufriedenheit 
mit den derzeitigen Verhältnis-
sen in den Häusern herrscht. 

Vor diesem Hintergrund arbei-
tet vor allem die Kleine Tarif-
kommission auf Bundesebene 
seit der zurückliegenden Tarif-
runde mit der Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberver-
bände (VKA) vor zweieinhalb 
Jahren mit Nachdruck an der 
Weiterentwicklung der Tarifver-
träge. Insbesondere den TV-Ärz-
te/VKA – wegen der Anzahl der 
davon betroff enen Ärztinnen 
und Ärzte (55.000) hat er Signal-
wirkung – hat das Gremium da-
bei ins Visier genommen und 
zahlreiche Überlegungen zur 
Änderung von Arbeitszeitrege-
lungen erarbeitet. Die aufgewor-
fenen Ideen reichen von Arbeits-
zeit, Arbeitszeiterfassung bis 
Entgelt und Dienstplanung.

Letztlich hat die Kleine Tarif-
kommission (KTK) acht Kern-
punkte für die Überarbeitung 
und Neujustierung des TV-Ärz-
te/VKA identifi ziert:

E manipulationsfreie Arbeits-
zeiterfassung,
E kein Lohnabzug in der ge-
setzlichen Ruhezeit,
E mindestens zwei freie Wo-
chenenden (Samstag/Sonntag) 
pro Monat,
E Defi nition einer Kernarbeits-
zeit werktags (Montag bis Frei-
tag) tagsüber,
E verlässliche Dienstplange-
staltung,
E Abkehr vom System der 
Schichtzulagen,
E manipulationsfreie Defi niti-
on und Begrenzung der Ru� e-
reitscha� ,

E Neugestaltung des Bereit-
scha� sdienstes: ortsgebunden 
oder mit Zeitvorgabe für die 
Arbeitsaufnahme.

Die acht Kernpunkte wurden 
wiederum für den öff entlichen 
Diskurs in sechs Kurzthesen 
zusammengefasst.

In einem nächsten Schri�  soll 
das Konzept nun im Rahmen 
eines bundesweiten Tariff o-
rums am 20. Oktober in Berlin 
auf breiter Basis diskutiert 
werden. „Uns erreichen viele 
Ideen, Anregungen und An-
merkungen, die wir möglichst 
alle in unsere Überlegungen 

einfl ießen lassen möchten“, 
sagt Dr. Andreas Botzlar, MB-
Vize und KTK-Vorsitzender, 
und verweist auf die Tariff oren 
und Veranstaltungen, die unter 
anderem bereits auf Landes-
ebene sta� gefunden haben. 
Am 20. Oktober in Berlin wird 
es aber neben der inhaltlichen 
Ausei nan dersetzung mit den 
KTK-Vorschlägen und deren 
Umsetzbarkeit auch um Maß-
nahmen zur Bekanntmachung 
und zur Durchsetzung der MB-
Ziele gehen.

Schließlich wird sich die MB-
Hauptversammlung am 9. und 

10. November unter der Über-
schri�  „Weiterentwicklung der 
MB-Tarifverträge“ damit befas-
sen (siehe unten). „Mit der an-
stehenden VKA-Tarifrunde im 
kommenden Jahr stellen wir 
entscheidende Weichen für die 
Zukun� “, verdeutlicht Botzlar. 
Daher ist es aus seiner Sicht 
unerlässlich, dass sich mög-
lichst viele Marburger-Bund-
Mitglieder bereits im Vorfeld 
an der Meinungsbildung betei-
ligen. 

Lesen Sie auch Seite 2 und 5. 

ziegler@marburger-bund.de
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Charakteristik
Die MARBURGER BUND ZEITUNG (MBZ) ist die 
Zeitung für die Mitglieder des Marburger Bundes. 
Nichtmitglieder können die MBZ kostenpflichtig 
abonnieren. Die MBZ informiert über aktuelle 
Themen der  Berufs-, Verbands-, Tarif- und Ge-
sundheitspolitik. Die MBZ erscheint bundesweit 
und wird den Empfängern  18-mal im Jahr an die 
Privatadresse zugestellt. Der Marburger Bund ist 
mit über 118.000 freiwilligen Mitgliedern der größte 
Ärzteverband in Europa und einzige legitimierte Ge-
werkschaft der Ärzte in Deutschland. 

Inhalt
Inhaltlich zeichnet sich die MBZ durch zeitnahe 
Berichterstattung und  Kommentierung gesund-
heits-, sozial-, tarif- und berufspolitischer Themen  
aus. Hinzu kommen Verbandsinformationen 

und Mitgliederservice sowie Themen aus dem 
 Krankenhausmanagement, Karriereplanung, Fort- 
und Weiterbildung sowie Wissenschaft und Tech-
nik. Ein besonderer Service an die Leser ist der 
 regelmäßig erscheinende bundesweite Stellenmarkt.

Leserschaft
Die MBZ richtet sich an angestellte und beamte-
te Ärztinnen und Ärzte aller Fachgebiete. Diese 
sind überwiegend in öffentlichen, privaten sowie 
freigemeinnützigen Krankenhäusern, Fachkliniken 
und Universitätskliniken, MVZ, aber auch im öffent-
lichen Gesundheitswesen, der Bundeswehr oder 
Betrieben der Pharma-Industrie/Forschung tätig. 
Kernleser sind: Ärzte, Fachärzte, Chef- und Ober-
ärzte. Viele Ärztinnen und Ärzte sind langjährige 
 Leser; einige beziehen die MBZ bereits seit ihrer 
Zeit als studentisches  Verbandsmitglied.

Herausgeberin
Marburger Bund Treuhand, 
Armin Ehl

Redaktion
Angelika Steimer-Schmid 
(Chefredakteurin), 
Jörg Ziegler  
(stellv. Chefredakteur), 
Dr. Lutz Retzlaff

Anschrift
Reinhardtstraße 36  
10117 Berlin 
Telefon: (030) 7468460 
Telefax: (030) 74684616 
E-Mail: redaktion@marburger- 
 bund-zeitung.de

 (IVW II/2018)

Druckauflage 116.337 
verbreitete Auflage 114.825 
verkaufte Auflage 82.422 
Aboauflage 82.422

 ALLGEMEINE INFORMATIONEN



Website

Verlag /Abo- und 
 Anzeigenverwaltung
Schenkelberg  
Stiftung & Co. KGaA 
Am Hambuch 17 
53340 Meckenheim

Anzeigen/Media
Anzeigenbüro 
Christine Kaffka (Leitung) 
Geschwister-Scholl-Straße 6a  
51427 Bergisch Gladbach  
Telefon: (02204) 961818 
Telefax: (02204) 962950  
E-Mail: anzeigen@marburger- 
 bund-zeitung.de 

Erscheinungsweise
18-mal jährlich (s. Terminplan)

Abopreis
Inland 
35,00 € (inkl. Porto/MwSt.)

Ausland
52,50 € (inkl. Porto)

 PRODUKT-PORTFOLIO

Mit der Marburger Bund Zeitung und ihren Satellitenprodukten bieten wir vielfältige Werbe- und 
Sonderwerbe formen (Print & Online). So erreichen Sie bestmöglich Ihre Zielgruppe.

Newsletter

Karriere-Messen

App

Themen-Magazine

Marburger Bund Zeitung
Von Europas größtem Ärzteverband

marbu rge r-bund - ze i t ung . de

Nr. 14/5. Oktober 2018 · Jahrgang 71 · G 7916

Personalbedarf
Marburger Bund will
Personaluntergrenzen für alle
Krankenhausabteilungen.

MB-Vorsi tzender Rudolf Henke

Aufsichtsratswahlen
Sitz für Gewerkschaftsvertreter
bei DRK Blutspendedienst Baden
Württemberg/Hessen geht an MB.

Seite 03 Seite 04 Seite 06

Zur Sache
Bund-Länder-Arbeits-
gruppe steht vor einer
schwierigen Aufgabe.

INHALT

03 Qualitätsreport
DKG sieht Kliniken in
einer Vorreiterrolle.

07 Teilstudienplätze
MB-Forderung findet end-
lich Gehör.

09 und 10
Landesverbände
Diesmal mit Ankündigun-
gen und Berichten aus
Bay-ern, Hessen, Meck-
lenburg-Vorpommern,
Nordrhein-Westfalen/
Rheinland-Pfalz, dem
Saarland, Sachsen-Anhalt
und Schleswig-Holstein.

09 und 10
Baden-Württemberg
(eigene Seiten)

09 Bayern (eigene Seite)

09 Berlin/Brandenburg
(eigene Seite)

09 Hamburg
(eigene Seite)

09 Hessen (eigene Seite)

09 Niedersachsen
(eigene Seite)

09 bis 11
NRW/Rheinland-Pfalz
(eigene Seiten)

09 Sachsen (eigene Seite)

09 Schleswig-Holstein
(eigene Seite)

12 Fortbildung

Interessante Seminare
und weitere Angebote.

13–15 Stellenmarkt
Vielleicht ist auch für Sie
etwas dabei.

III TVSG

KBV legt Richtlinien fest
Ende der Zulassungssperren auf dem Land

Berlin (lure). Auch nach der
Kabine�sentscheidung bleibt
es dabei: Nur in ländlichen
oder strukturschwachen Ge-
bieten sollen Zulassungssper-
ren für die Neuniederlassung
von Ärztinnen und Ärzten ent-
fallen. Die Länder sollen selbst
festlegen, wo dies der Fall ist.
Das geht aus der Vorlage des
Terminservice- und Versor-
gungsgesetzes (TVSG) hervor,
dem das Bundeskabine� nun
zugestimmt hat. Das Gesetz ist
damit auf dem parlamentari-
schenWeg.
In Akutfällen sollen demnach

die Terminservicestellen ent-
scheiden, ob der Betroffene in

einer geöffneten Arztpraxis, in
einer Portal- oder Bereit-
scha�sdienstpraxis oder einer
Notfallambulanz besser aufge-
hoben ist.
Liegt ein lebensbedrohlicher

Notfall vor, bei dem der Anru-
fer eigentlich die Notrufnum-
mer 112 hä�e wählen müssen,
soll die Servicestelle den Anru-
fer zur Notrufzentrale weiter-
verbinden.
Die Kassenärztliche Bundes-

vereinigung (KBV) soll allein
die Richtlinien für das aus
Sicht der Regierung notwendi-
ge bundesweit standardisierte
Ersteinschätzungsverfahren
entwickeln. Mehr auf S. 3.

EINLADUNG

134. Hauptversammlung desMB-Bundesverbandes
imEstrel Convention Center, Sonnenallee 225, 12057 Berlin

FREITAG, 9. NOVEMBER, 13 BIS 18UHR
TOP I Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

TOP II Tarifpolitik – „Weiterentwicklung derMB-Tarifverträge“
Moderation: Rudolf Henke, 1. Vorsitzender

Referenten:
E Christian Twardy, stellv. Hauptgeschä�sführer und Leiter Tarifpolitik
Die MB-Sicht – von den Tarifverhandlungen 2006 bis zum Jahr 2018
E AndreasWagner, Vorsitzender der Juristenkonferenz
Aus der Beratungspraxis der Juristen in den Landesverbänden
E Dr. Andreas Botzlar, 2. Vorsitzender und Vorsitzender der Kleinen Tari�ommission
Überlegungen der KTK

TOP III Mobilisierung derMitglieder – Ziele,Wege, Hindernisse
Referent: Dr. Hans-Albert Gehle, Mitglied des Bundesvorstandes

SAMSTAG, 10. NOVEMBER, 9 BIS 18UHR
TOP IV Bericht des 1. Vorsitzenden; TOP VHaushaltsabrechnung 2017; TOP VI Entlastung von
Vorstand undHauptgeschäftsführung;TOPVIIHaushaltsplan 2019;TOPVIIIWahl der Kleinen
Tarifkommission; TOP IXAnträge, soweit sie nicht unter andere Tagesordnungspunkte fallen

III Novellierung der Tarifverträge

Weichen für die Zukunft stellen
Beratungen um Überarbeitung der MB-Tarifverträge werden ausgeweitet

Berlin (jz). Der Marburger
Bund hat ein klares Ziel vor Au-
gen: Deutschlands einzige Ärz-
tegewerkscha� will zeitnah die
Tarifverträge für die Ärztinnen
und Ärzte in den Krankenhäu-
sern weiterentwickeln und auf
diesem Weg deren Arbeitsbe-
dingungen nachhaltig verbes-
sern. Denn nicht zuletzt die
MB-Mitgliederbefragungen der
zurückliegenden Jahre haben
deutlich zutage geführt, dass
eine massive Unzufriedenheit
mit den derzeitigen Verhältnis-
sen in den Häusern herrscht.
Vor diesem Hintergrund arbei-

tet vor allem die Kleine Tarif-
kommission auf Bundesebene
seit der zurückliegenden Tarif-
runde mit der Vereinigung der
kommunalen Arbeitgeberver-
bände (VKA) vor zweieinhalb
Jahren mit Nachdruck an der
Weiterentwicklung der Tarifver-
träge. Insbesondere den TV-Ärz-
te/VKA – wegen der Anzahl der
davon betroffenen Ärztinnen
und Ärzte (55.000) hat er Signal-
wirkung – hat das Gremium da-
bei ins Visier genommen und
zahlreiche Überlegungen zur
Änderung von Arbeitszeitrege-
lungen erarbeitet. Die aufgewor-
fenenIdeenreichenvonArbeits-
zeit, Arbeitszeiterfassung bis
Entgelt undDienstplanung.
Letztlich hat die Kleine Tarif-

kommission (KTK) acht Kern-
punkte für die Überarbeitung
undNeujustierung des TV-Ärz-
te/VKA identifiziert:

E manipulationsfreie Arbeits-
zeiterfassung,
E kein Lohnabzug in der ge-
setzlichen Ruhezeit,
E mindestens zwei freie Wo-
chenenden (Samstag/Sonntag)
pro Monat,
E Definition einer Kernarbeits-
zeit werktags (Montag bis Frei-
tag) tagsüber,
E verlässliche Dienstplange-
staltung,
E Abkehr vom System der
Schichtzulagen,
E manipulationsfreie Definiti-
on und Begrenzung der Ru�e-
reitscha�,

E Neugestaltung des Bereit-
scha�sdienstes: ortsgebunden
oder mit Zeitvorgabe für die
Arbeitsaufnahme.
Die acht Kernpunkte wurden

wiederum für den öffentlichen
Diskurs in sechs Kurzthesen
zusammengefasst.
In einemnächsten Schri� soll

das Konzept nun im Rahmen
eines bundesweiten Tariffo-
rums am 20. Oktober in Berlin
auf breiter Basis diskutiert
werden. „Uns erreichen viele
Ideen, Anregungen und An-
merkungen, die wir möglichst
alle in unsere Überlegungen

einfließen lassen möchten“,
sagt Dr. Andreas Botzlar, MB-
Vize und KTK-Vorsitzender,
und verweist auf die Tarifforen
und Veranstaltungen, die unter
anderem bereits auf Landes-
ebene sta�gefunden haben.
Am 20. Oktober in Berlin wird
es aber neben der inhaltlichen
Auseinandersetzung mit den
KTK-Vorschlägen und deren
Umsetzbarkeit auch um Maß-
nahmen zur Bekanntmachung
und zur Durchsetzung der MB-
Ziele gehen.
Schließlich wird sich die MB-

Hauptversammlung am 9. und

10. November unter der Über-
schri� „Weiterentwicklung der
MB-Tarifverträge“ damit befas-
sen (siehe unten). „Mit der an-
stehenden VKA-Tarifrunde im
kommenden Jahr stellen wir
entscheidende Weichen für die
Zukun�“, verdeutlicht Botzlar.
Daher ist es aus seiner Sicht
unerlässlich, dass sich mög-
lichst viele Marburger-Bund-
Mitglieder bereits im Vorfeld
an der Meinungsbildung betei-
ligen.
Lesen Sie auch Seite 2 und 5.

ziegler@marburger-bund.de
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Erfolge, u. a.

E Abschluss eigenständiger 
arztspezifischer Tarifverträge

E Grundsätzliche Neubewer-
tung der Bereitschaftsdienste 
als Arbeitszeit

E Erhalt der Niederlassungs-
freiheit als  Kassenarzt

E Auszahlung etlicher Mio. 
Euro widerrechtlich vorent-
haltener Bereitschafts- und 
Überstundenvergütungen

E Maßgeblicher Einsatz für 
die Abschaffung der „AiP“-
Phase

E Anerkennung der Vordienst-
zeiten im Öffentlichen Dienst 
der neuen Bundesländer

E Repräsentanten in den 
Ärztekammern

E Größter deutscher  
Ärztinnen-Verband

E Initiator der bundes-
weiten Kampagne 
 „Familienfreundliches 
 Krankenhaus“, Impulse und 
Unterstützung in der Ent-
wicklung familienfreundlicher 
Maßnahmen

 MARBURGER BUND – DER ÄRZTEVERBAND

Ein starker Verband  
für Leistungsträger im Krankenhaus
Der Marburger Bund – eine Erfolgs-Story
Die Geburtsstunde des Marburger Bundes war 
1947, als junge Ärzte und Medizinstudenten sich in 
der Phillips-Universität Marburg zusammensetzten, 
um sich Gedanken über die Verbesserung ihrer 
Arbeitsbedingungen zu machen. Sie gründeten 
den Marburger Bund. Inzwischen ist der Marburger 
Bund mit mehr als 118.000 freiwilligen Mitgliedern 
die gesundheits- und berufspolitische sowie ge-
werkschaftliche Interessenvertretung aller angestell-
ten und beamteten Ärztinnen und Ärzte in Deutsch-
land und damit Europas größter Ärzteverband. 
Im Mittelpunkt der Interessenvertretung steht der 
Einsatz für bessere Arbeitsbedingungen und leis-
tungsgerechte Vergütung von angestellt tätigen 
Ärzten im stationären und auch ambulanten Be-
reich. Der Marburger Bund setzt sich zudem seit 
Jahren mit Nachdruck für familienfreundliche Struk-
turen in den Krankenhäuser ein und hat hierzu eine 
eigene Kampagne gestartet, die Auskunft darüber 
gibt, welche Krankenhäuser bereits familienfreund-
liche Maßnahmen umsetzen. Ein weiterer Schwer-
punkt des Ärzteverbandes ist die Karriereförderung 
(insbesondere auch von Ärztinnen) und der Einsatz 
für eine praxisnahe Medizineraus-, Fort- und Wei-
terbildung. Der Marburger Bund führt als einziger 
legi ti mierter Tarifpartner der Ärztinnen und Ärzte in 
Deutschland Tarifverhandlungen mit den Arbeitge-
bern. Auch in der Öffentlichkeit sind die Experten 

des Verbandes gefragte Gesprächspartner in Sa-
chen Gesundheits-,  Berufs- und Tarifpolitik. 
Seinen Mitgliedern bietet der Marburger Bund mit 
14 Landesverbänden vielfältige  Serviceleistungen, 
Seminar- und Trainingsprogramme, Beratung zur 
ärztlichen Tätigkeit im In- und Ausland, Karriere-
förderung, Karriere-Messen, exklusive Angebote 
von Kooperationspartnern wie AMBOSS und 
medupdate, aber auch maßgeschneiderte Leis-
tungspakete von Finanz- und Versicherungsdienst-
leistern. 18-mal im Jahr erhalten die Mitglieder die 
MARBURGER BUND ZEITUNG. In Ergänzung zur 
Druckausgabe ist jede Ausgabe auch über eine 
App verfügbar.
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Ein großer Titel 
in der Zielgruppe Krankenhausärzte
Empfänger und Leser der Marburger Bund 
 Zeitung arbeiten angestellt in:

E Krankenhäusern aller Versorgungsstufen

E Fachkliniken und  Universitätskliniken

E Medizinischen Versorgungszentren

E Öffentlichen Gesundheitseinrichtungen/  
Einrich tungen der  Sozialver sicherung

E Bundeswehr

E Pharma-Industrie und Forschung 

E Praxen niedergelassener  Kollegen

Print & Online
E 18-mal im Jahr

E über App verfügbar

E wöchentlicher Newsletter

 (IVW II/2018)

Druckauflage 116.337 
verbreitete Auflage 114.825 
verkaufte Auflage 82.422 
Aboauflage 82.422

Auflagenerhöhung
Zusätzliche Exemplare werden 
zum Deutschen Ärztetag, zu 
MB-Hauptversammlungen, 
Ärzte-Kammerwahlen  sowie 
ausgewählten Fachkongressen 
verbreitet.

 MARBURGER BUND ZEITUNG

Konstant hohe Verbreitung
Durchschnittlich verbreitete Auflage pro Jahr  
(IVW-geprüft)

Starker Werbeträger
Unsere Medien bieten eine ganze Fülle von Werbe-
maßnahmen, die geschickt ineinandergreifen und 
für hohe Präsenz in der gewünschten Zielgruppe 
sorgen. So halten wir neben unterschiedlichen Wer-
bemöglichkeiten und -formaten, besonders auffälli-
gen Sonderwerbeformen, zeitgemäßen crossmedi-
alen Verknüpfungen, Karriere- und Fachkongressen 
ein hohes Maß an Professionalität in Service und 
Beratung für Sie bereit.
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Personalbedarf
Marburger Bund will 
Personaluntergrenzen für alle 
Krankenhausabteilungen.

 M B -Vo rs i t z e n d e r  R u d o l f  H e n ke

Aufsichtsratswahlen
Sitz für Gewerkschaftsvertreter 
bei DRK Blutspendedienst Baden 
Württemberg/Hessen geht an MB.

Seite 03 Seite 04 Seite 06

Zur Sache
Bund-Länder-Arbeits-
gruppe steht vor einer 
schwierigen Aufgabe.

INHALT

03 Qualitätsreport
DKG sieht Kliniken in 
einer Vorreiterrolle.

07 Teilstudienplätze
MB-Forderung fi ndet end-
lich Gehör.

09 und 10
Landesverbände
Diesmal mit Ankündigun-
gen und Berichten aus 
Bay-ern, Hessen, Meck-
lenburg-Vorpommern, 
Nordrhein-Westfalen/
Rheinland-Pfalz, dem 
Saarland, Sachsen-Anhalt 
und Schleswig-Holstein.

09 und 10
Baden-Württemberg 
(eigene Seiten)

09 Bayern (eigene Seite)

09 Berlin/Brandenburg 
(eigene Seite)

09 Hamburg
(eigene Seite)

09 Hessen (eigene Seite)

09 Niedersachsen
(eigene Seite)

09 bis 11
NRW/Rheinland-Pfalz
(eigene Seiten)

09 Sachsen (eigene Seite)

09 Schleswig-Holstein 
(eigene Seite)

12 Fortbildung

Interessante Seminare 
und weitere Angebote.

13–15 Stellenmarkt
Vielleicht ist auch für Sie 
etwas dabei.

III TVSG

KBV legt Richtlinien fest
Ende der Zulassungssperren auf dem Land

Berlin (lure). Auch nach der 
Kabine� sentscheidung bleibt 
es dabei: Nur in ländlichen 
oder strukturschwachen Ge-
bieten sollen Zulassungssper-
ren für die Neuniederlassung 
von Ärztinnen und Ärzten ent-
fallen. Die Länder sollen selbst 
festlegen, wo dies der Fall ist. 
Das geht aus der Vorlage des 
Terminservice- und Versor-
gungsgesetzes (TVSG) hervor, 
dem das Bundeskabine�  nun 
zugestimmt hat. Das Gesetz ist 
damit auf dem parlamentari-
schen Weg.

In Akutfällen sollen demnach 
die Terminservicestellen ent-
scheiden, ob der Betroff ene in 

einer geöff neten Arztpraxis, in 
einer Portal- oder Bereit-
scha� sdienstpraxis oder einer 
Notfallambulanz besser aufge-
hoben ist. 

Liegt ein lebens bedrohlicher 
Notfall vor, bei dem der Anru-
fer eigentlich die Notrufnum-
mer 112 hä� e wählen müssen, 
soll die Servicestelle den Anru-
fer zur Notrufzentrale weiter-
verbinden.

Die Kassenärztliche  Bundes-
vereinigung (KBV) soll allein 
die Richtlinien für das aus 
Sicht der Regierung notwendi-
ge bundesweit standardisierte 
Erst einschätzungsverfahren 
entwickeln. Mehr auf S. 3.

EINLADUNG

134. Hauptversammlung des MB-Bundesverbandes
im Estrel Convention Center, Sonnenallee 225, 12057 Berlin

FREITAG, 9. NOVEMBER, 13 BIS 18 UHR
TOP I  Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

TOP II  Tarifpolitik – „Weiterentwicklung der MB-Tarifverträge“ 
Moderation: Rudolf Henke, 1. Vorsitzender 

Referenten: 
 E Christian Twardy, stellv. Hauptgeschä� sführer und Leiter Tarifpolitik

Die MB-Sicht – von den Tarifverhandlungen 2006 bis zum Jahr 2018
 E Andreas Wagner, Vorsitzender der Juristenkonferenz 

Aus der Beratungspraxis der Juristen in den Landesverbänden
 E Dr. Andreas Botzlar, 2. Vorsitzender und Vorsitzender der Kleinen Tari� ommission

Überlegungen der KTK 

TOP III Mobilisierung der Mitglieder – Ziele, Wege, Hindernisse
Referent:  Dr. Hans-Albert Gehle, Mitglied des Bundesvorstandes

SAMSTAG, 10. NOVEMBER, 9 BIS 18 UHR 
TOP IV Bericht des 1. Vorsitzenden; TOP V Haushaltsabrechnung 2017; TOP VI Entlastung von 
Vorstand und Hauptgeschäftsführung; TOP VII Haushaltsplan 2019; TOP VIII Wahl der Kleinen 
Tarifkommission; TOP IX Anträge, soweit sie nicht unter andere Tagesordnungspunkte fallen

III Novellierung der Tarifverträge

Weichen für die Zukunft stellen
Beratungen um Überarbeitung der MB-Tarifverträge werden ausgeweitet

Berlin (jz). Der Marburger 
Bund hat ein klares Ziel vor Au-
gen: Deutschlands einzige Ärz-
tegewerkscha�  will zeitnah die 
Tarifverträge für die Ärztinnen 
und Ärzte in den Krankenhäu-
sern weiterentwickeln und auf 
diesem Weg deren Arbeitsbe-
dingungen nachhaltig verbes-
sern. Denn nicht zuletzt die 
MB-Mitgliederbefragungen der 
zurückliegenden Jahre haben 
deutlich zutage geführt, dass 
eine massive Unzufriedenheit 
mit den derzeitigen Verhältnis-
sen in den Häusern herrscht. 

Vor diesem Hintergrund arbei-
tet vor allem die Kleine Tarif-
kommission auf Bundesebene 
seit der zurückliegenden Tarif-
runde mit der Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberver-
bände (VKA) vor zweieinhalb 
Jahren mit Nachdruck an der 
Weiterentwicklung der Tarifver-
träge. Insbesondere den TV-Ärz-
te/VKA – wegen der Anzahl der 
davon betroff enen Ärztinnen 
und Ärzte (55.000) hat er Signal-
wirkung – hat das Gremium da-
bei ins Visier genommen und 
zahlreiche Überlegungen zur 
Änderung von Arbeitszeitrege-
lungen erarbeitet. Die aufgewor-
fenen Ideen reichen von Arbeits-
zeit, Arbeitszeiterfassung bis 
Entgelt und Dienstplanung.

Letztlich hat die Kleine Tarif-
kommission (KTK) acht Kern-
punkte für die Überarbeitung 
und Neujustierung des TV-Ärz-
te/VKA identifi ziert:

E manipulationsfreie Arbeits-
zeiterfassung,
E kein Lohnabzug in der ge-
setzlichen Ruhezeit,
E mindestens zwei freie Wo-
chenenden (Samstag/Sonntag) 
pro Monat,
E Defi nition einer Kernarbeits-
zeit werktags (Montag bis Frei-
tag) tagsüber,
E verlässliche Dienstplange-
staltung,
E Abkehr vom System der 
Schichtzulagen,
E manipulationsfreie Defi niti-
on und Begrenzung der Ru� e-
reitscha� ,

E Neugestaltung des Bereit-
scha� sdienstes: ortsgebunden 
oder mit Zeitvorgabe für die 
Arbeitsaufnahme.

Die acht Kernpunkte wurden 
wiederum für den öff entlichen 
Diskurs in sechs Kurzthesen 
zusammengefasst.

In einem nächsten Schri�  soll 
das Konzept nun im Rahmen 
eines bundesweiten Tariff o-
rums am 20. Oktober in Berlin 
auf breiter Basis diskutiert 
werden. „Uns erreichen viele 
Ideen, Anregungen und An-
merkungen, die wir möglichst 
alle in unsere Überlegungen 

einfl ießen lassen möchten“, 
sagt Dr. Andreas Botzlar, MB-
Vize und KTK-Vorsitzender, 
und verweist auf die Tariff oren 
und Veranstaltungen, die unter 
anderem bereits auf Landes-
ebene sta� gefunden haben. 
Am 20. Oktober in Berlin wird 
es aber neben der inhaltlichen 
Ausei nan dersetzung mit den 
KTK-Vorschlägen und deren 
Umsetzbarkeit auch um Maß-
nahmen zur Bekanntmachung 
und zur Durchsetzung der MB-
Ziele gehen.

Schließlich wird sich die MB-
Hauptversammlung am 9. und 

10. November unter der Über-
schri�  „Weiterentwicklung der 
MB-Tarifverträge“ damit befas-
sen (siehe unten). „Mit der an-
stehenden VKA-Tarifrunde im 
kommenden Jahr stellen wir 
entscheidende Weichen für die 
Zukun� “, verdeutlicht Botzlar. 
Daher ist es aus seiner Sicht 
unerlässlich, dass sich mög-
lichst viele Marburger-Bund-
Mitglieder bereits im Vorfeld 
an der Meinungsbildung betei-
ligen. 

Lesen Sie auch Seite 2 und 5. 

ziegler@marburger-bund.de
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Musterformate 1 – 7 :

Grundpreise je Spalte/mm-Höhe

Fortbildung s/w 3,65 €
 2c 4,20 €
 3c/4c 4,75 €
(Mindestgröße 40 Gesamt-mm)

Agentur-Provision  
(auf Kundennetto) 10 %

Fortbildung
Unsere Themen gewährleisten 
ein optimales Forum für ge-
zielte Angebote von Kursen, 
 Seminaren und Studiengängen, 
die den Ärzten den Erwerb von 
zusätzlichen Kompetenzen 
ermöglichen und ihnen damit 
neue Karriere schritte eröffnen. 
Anzeigen werden unter „Fortbil-
dung“ platziert. 

Fortbildungsangebote 
 werden grundsätzlich als  
Print- & Online-Kombination 
veröffentlicht:
1. Abdruck als Formatanzeige 

in der bundesweiten Print-
Ausgabe im Bereich „Fort-
bildung“.

2. Einstellung im Bereich „Fort-
bildung“ auf den Internet-
seiten der Marburger Bund 
Zeitung. Erscheinen parallel 
zur Print- Ausgabe.  
Laufzeit: 4 Wochen.

 ANZEIGEN FÜR FORTBILDUNGSANGEBOTE

Beilagen per Tausend

bis 25 g Gewicht 125,00 € 
(inkl. Postgebühren)

über 25 g Gewicht Mehrpreis auf Anfrage

Teilbeilagen Mehrpreis auf Anfrage

Warenproben etc.  auf Anfrage

Alle Preise verstehen sich zzgl. ges. MwSt.

Anzeigenpreise für Musterformate:

Breite x Höhe s/w 2c 3c/4c

Musterformat 1 : 90 x 60 mm 438,00 € 504,00 € 570,00 €

Musterformat  : 90 x 80 mm 584,00 € 672,00 € 760,00 €

Musterformat  : 90 x 120 mm 876,00 € 1.008,00 € 1.140,00 €

Musterformat  : 138 x 100 mm 1.095,00 € 1.260,00 € 1.425,00 €

Musterformat  : 186 x 80 mm 1.168,00 € 1.344,00 € 1.520,00 €

Musterformat  : 90 x 200 mm 1.460,00 € 1.680,00 € 1.900,00 €

Musterformat 7 : 282 x 70 mm 1.533,00 € 1.764,00 € 1.995,00 €

Die Kosten für Formate nach Ihren individuellen  Wünschen  teilen wir Ihnen gerne mit. 

Spaltenbreiten:
1-spaltig =  43 mm 
2-spaltig =  90 mm 
3-spaltig = 138 mm 
4-spaltig = 186 mm 
5-spaltig = 234 mm 
6-spaltig = 282 mm

Max. Satzspiegel- 
Höhe: 406 mm

Lassen Sie sich von uns beraten,  
wie Sie Ihre Fortbildungsangebote  

für Ärztinnen und Ärzte  
am effektivsten bewerben.

1
3

6

4

5
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Weitere Sonderthemen  
in loser  Reihenfolge:

E Familie & Beruf

E Digitalisierung im Gesund-
heitswesen

E Qualitätsmanagement

E Klinikverbünde

E Zusatzqualifikationen  
für Ärzte

E Ambulant angestellt

E Arbeits- und Betriebsmedizin

E Notfallversorgung

 TERMIN- UND THEMENPLAN

Termin- und Themenplan 2019

Ausgabe Erscheinungs-
tag

Anzeigen-
schluss

Druck-
unterlagen

Sonderthemen 
Wissenschaft & Technik

1 25.01. 11.01. 14.01. Notfall- und Rettungsmedizin

2 15.02. 01.02. 04.02. Arbeitsmedizin

3 08.03. 22.02. 25.02. Neurologie

4 29.03. 15.03. 18.03. Infektiologie

5 20.04. 05.04. 08.04. Innere Medizin

6 10.05. 26.04. 29.04. IT – Informationstechnologie im Krankenhaus

7 31.05. 17.05. 20.05. Schmerztherapie

8 21.06. 07.06. 11.06. Chirurgie

9 05.07. 21.06. 24.06. Kardiologie

10 26.07. 12.07. 15.07. Intensivmedizin

11 16.08. 02.08. 05.08. Bildgebende Verfahren

12 06.09. 23.08. 26.08. Viszeralmedizin

13 27.09. 13.09. 16.09. Schmerztherapie

14 11.10. 27.09. 30.09. Medizintechnik/Medica

15 02.11. 18.10. 21.10. Onkologie

16 15.11. 30.10. 04.11. Chirurgie

17 06.12. 22.11. 25.11. Transplantationsmedizin

18 27.12. 13.12. 16.12. Psychiatrie/Psychotherapie/Nervenheilkunde

Die oben angegebenen Anzeigenschluss- und DU-Termine gelten für Anzeigen sowohl im 
 redaktionellen Teil, als auch für Rubrikanzeigen. (Aktuelle Änderungen vorbehalten)

Nr. 16/10. November 2017

Wissenschaft & Technik / Chirurgie  I  14

NEUES VOM MARKT

III Rückenschmerzen

Schneller mobil mit Opioid
„Schmerzpatienten werden lange insuff iz ient behandelt“

Mannheim (pm). Patienten mit 
starken chronischen Rücken-
schmerzen sind in ihrer Bewe-
gungsfähigkeit eingeschränkt. 
Oft so dramatisch, dass sie ar-
beitsunfähig sind. Dass die 
schnelle und effektive Schmerz-
reduktion durch Tapentadol 
(Palexia® retard von Grün-
enthal) die Mobilität von Rü-
ckenschmerzpatienten fördert, 
wurde in einer Pressekonfe-
renz beim Deutschen Schmerz-
kongress in Mannheim klar. Sie 
können ihre Arbeit schneller 
wiederaufnehmen.

Der Kieler Schmerzexperte 
Prof. Ralf Baron schilderte u. a. 

eine Studie, die für Tapentadol 
ein geringeres Risiko der Opio-
id-induzierten Atemdepression 
vs. Oxycodon zeigte. „Ein weite-
res Problem, das bei einer Opio-
id-Therapie im Raum steht, ist 
der Abusus“, gab Baron zu be-
denken – aber: „Nach den bis-
lang vorliegenden Studien be-
steht für Tapentadol ein gerin-
ges Abusus-Risiko.“

Dr. Lilit Flöther, Universitäts-
klinikum Halle, schilderte das 
Beispiel einer 48jährigen Kran-
kenschwester. Wie sie werden 
viele Schmerzpatienten lange 
insuffizient mit NSAR versorgt. 
Sie wurde schließlich auf Ta-

pentadol eingestellt und alle 
anderen Analgetika abgesetzt. 
„Die rasche Schmerzbeherr-
schung hat zur Folge, dass Pati-
enten sehr schnell wieder mo-
bil werden, Krankengymnastik 
und Entspannungsübungen 
machen und ihren täglichen 
Aktivitäten nachgehen können 
und früher arbeitsfähig sind“, 
so Flöther.

Da Tapentadol bei nozizepti-
ven, gemischten und neuropa-
thischem Schmerz in Dauer-
therapie eingesetzt werden 
kann, sieht Baron keinen 
Grund, lange nebenwirkungs-
reiche NSAR einzusetzen.

III Forschung

Datenschatz versus Datenschutz
Medizininformatiker und Datenschützer fordern neue Strukturen

Kiel (lure). Wenn über Daten-
schutz diskutiert wird, dann 
geht es um viel, schließlich ge-
hören Firmen wie Google oder 
Facebook, die einen regen Han-
del mit Daten betreiben, zu den 
reichsten der Welt. Der Handel 
mit Daten wird auch in der Me-
dizin wichtiger werden. In ei-
ner Initiative investiert allein 
die Regierung 150 Millionen 
Euro in die Medizininformatik. 
Wie sieht dementsprechend 
ein fortschrittlicher Daten-
schutz aus?

Der Medizininformatiker 
Prof. Michael Krawczak und 
der Datenschützer Dr. Thilo 
Weichert machen einen Vor-

schlag zu einer „modernen Da-
teninfrastruktur für die medi-
zinische Forschung in Deutsch-
land“. Kritisiert wird darin u. a., 
dass der Prüfaufwand der be-
teiligten Stellen (Ethik-Kom-
missionen, Ministerien, Daten-
schutzaufsichtsbehörden) mit 
deren Ressourcen derzeit nicht 
erbracht werden könne. 

Bei vielen medizinischen For-
schungsvorhaben müssten 
Ethik-Kommissionen einbezo-
gen werden. Dauer und Ergeb-
nis der damit verbundenen Be-
ratungs- und Genehmigungs-
prozesse seien oft schwer ein-
schätzbar, meinen Krawczak 
und Weichert.

Dem setzen die Autoren „Use 
and Access Committees“ (UAC) 
von Forschungsverbünden zu 
Melde- und Genehmigungsstel-
len entgegen. Diesen UAC wür-
den – abhängig von der Sensiti-
vität des jeweiligen Vorhabens 
– Genehmigungs- bzw. Veto-
rechte für die Nutzung perso-
nenbezogener Gesundheitsda-
ten per Gesetz übertragen. Sie 
erhielten eine hoheitliche 
Funktion. 

Bund und Länder sollten die 
Bedingungen für die Verwen-
dung personenbezogener Da-
ten für die medizinische For-
schung per Staatsvertrag ver-
einheitlichen.

IT IM KRANKENHAUS

III Weißbuch Konservative Orthopädie und Unfallchirurgie

Weiterbildung im ambulanten Bereich und in den Kliniken
DKOU 2017: „Zehn Forderungen zur Zukunft der konservativen Orthopädie und Unfal lchirurgie“

Berlin (lure/pm). Die nicht-
chirurgische Behandlung in 
Orthopädie und Unfallchirur-
gie muss in allen Bereichen ge-
stärkt werden: So lautet das 
Hauptfazit des Weißbuchs 
Konservative Orthopädie und 
Unfallchirurgie, das im Vorfeld 
des DKOU 2017 vorgestellt 
wurde.

„Durch nicht-operative Be-
handlungsmethoden können 
wir in vielen Fällen erfolgreich 
und risikoarm Schmerzen lin-
dern, Beweglichkeit und Le-
bensqualität verbessern oder 
das Fortschreiten von Erkran-
kungen bremsen“, sagt Dr. Mat-
thias Psczolla, einer der Auto-
ren des Weißbuchs. Doch mit 
Blick auf die Alterung der Ge-
sellschaft befürchten die Ex-
perten Versorgungsengpässe, 
falls die konservative Therapie 
nicht aufgewertet wird.

Unter anderem schildern die 
Autoren in zehn Forderungen, 
wie die konservative Therapie 
gestärkt werden kann, damit 
gute Behandlungskonzepte flä-
chendeckend für alle Patienten 

zur Verfügung stehen. Ein 
Punkt betrifft die Weiterbil-
dung:

„Die Weiterbildung in den 
konservativen Verfahren der O 
und U muss in der Muster-Wei-
terbildungsordnung adäquat 
abgebildet sein. Für die Zusatz-
weiterbildung Orthopädische 
Rheumatologie muss stärker 
geworben werden. Kenntnisse 
in psychosomatischer Grund-
versorgung und psychosoziale 

Kompetenzen gehören un-
trennbar zum Fach. Alle Wei-
terzubildenden müssen die In-
halte des gesamten Fachs im 
ambulanten Bereich und in 
den Kliniken der Akutversor-
gung und der Rehabilitation 
erlernen können. Die Weiterbil-
dung muss ausreichend finan-
ziert werden.“

Psczolla meinte anlässlich des 
Kongresses: „Die sichere und 
erfolgreiche Anwendung kon-

servativer Behandlungsmetho-
den erfordert eine gute Weiter-
bildung aller Orthopäden und 
Unfallchirurgen, eine intensive 
Zusammenarbeit mit Patien-
ten und mit nicht-ärztlichen 
Fachberufen wie Physiothera-
peuten und Orthopädietechni-
kern. Dem muss in Weiterbil-
dung und Vergütung auch ent-
sprechend Rechnung getragen 
werden“. Weiterbildungsklini-
ken mit konservativen Schwer-

punkten und Weiterbildungs-
verbünde zwischen Kliniken 
und Praxen seien ein erster 
wichtiger Schritt.

Auch die Grundlagen- und 
Versorgungsforschung in die-
sem Bereich müsse gestärkt 
werden, fordern die Autoren. 
„Viele konservative Methoden, 
wie etwa die manuelle Medizin, 
beruhen bisher auf Erfah-
rungswerten“, sagte Psczolla. 
„Wir müssen in klinischen Stu-
dien untersuchen, welche Pati-
enten von diesen Therapien am 
meisten profitieren und so eine 
evidenzbasierte Grundlage da-
für schaffen.“ So fordern die 
Autoren des Weißbuchs auch: 
„Die Universitäten müssen da-
für größere Anstrengungen 
unternehmen und beispiels-
weise Lehrstühle für konserva-
tive O und U einrichten.“

 Weitere Infos
 Das Weißbuch ist kostenlos 
verfügbar unter http://weiter.
es/-cksRx. Die Abstracts zum 
Kongress gibt es unter http://
weiter.es/-ChMRx

III Arthroskopie

Arzt und 
Patient im 
Register
Neuss (pm). In Deutschland 
werden jährlich über 400.000 
arthroskopische Operationen 
durchgeführt. Dennoch fehlen 
bisher klinische Studien an gro-
ßen Patientenpopulationen, die 
das Ergebnis dieser OP unter 
Alltagsbedingungen misst. Das 
berichten die Macher des neu-
en deutschsprachigen Arthros-
kopieregisters – DART.

Träger sind die Gesellschaft 
für Arthroskopie und Gelenk-
chirurgie, der Berufsverband 
für Arthroskopie und die Ge-
sellschaft für Orthopädisch-
Traumatologische Sportmedi-
zin in Kooperation mit der 
Deutschen Gesellschaft für Or-
thopädie und Unfallchirurgie. 
Das Studienzentrum der Uni-
versität Freiburg setzt dies um.

Ärzte und Patienten bewerten 
hier gemeinsam die Qualität 
der Operation. Die Arzt- und 
pseudonymisierten Patienten-
daten werden ausgewertet. 
Über eine Reportfunktion er-
hält der Arzt eine Rückmel-
dung. Infos gibt es unter www.
arthroskopieregister.de

III Älterer Patient

Gegen den Muskelabbau
Am Tag der OP aufstehen

Stuttgart (pm). Die Deutsche 
Gesellschaft für Endoprothe-
tik (AE) empfiehlt Patienten, im 
Vorfeld einer Hüft- oder Knie-
prothesen-Operation gezielt 
Muskelaufbau zu betreiben 
und sich protein- und vitamin-
reich zu ernähren. Muskelauf-
bau sei in jedem Alter möglich. 
Anlass der aktuellen Empfeh-
lungen ist der Internationale 
Tag des älteren Menschen am 
1. Oktober.

Trotz aller Fortschritte ist jede 
Operation ein belastendes Er-
eignis. „Narkose, Medikamente 
und Wundheilung fordern den 
ganzen Patienten“, sagt Prof. 
Karl-Dieter Heller, AE-General-
sekretär und Chefarzt am Her-

zogin Elisabeth Hospital in 
Braunschweig. Ausreichende 
Muskelmasse und Muskelfunk-
tion seien deshalb gerade bei 
einem Krankenhausaufenthalt 
ein wichtiger Faktor für eine ra-
sche Genesung und eine erfolg-
reiche Rehabilitation.

„Wir tun in der Orthopädie 
deshalb alles dafür, dass unsere 
Patienten keine Muskelmasse 
durch zu lange Bettlägerigkeit 
verlieren. So lassen wir sie etwa 
mithilfe eines Physiotherapeu-
ten bereits am Tag der OP zum 
ersten Mal aufstehen.“ Wäh-
rend einer Woche Bettruhe 
könnten andernfalls ein bis 1,5 
Kilogramm Muskelmasse ver-
loren gehen.

III Terror

Was passiert, wenn eine Bombe 
in der Fußgängerzone explodiert
5-Punkte-Plan ist nun erfül l t

Frankfurt a. M. (lure). Eine 
Bombe explodiert in der Fuß-
gängerzone der Innenstadt. Es 
gibt 120 Verletzte, 42 davon 
sind schwerverletzt und kom-
men mit stark blutenden 
Schuss- und Explosionsverlet-
zungen in die Klinik der Kurs-
teilnehmer. Patienten strömen 
in die Klinik, einige laufen 
selbst, andere werden von Pas-
santen gebracht. Sie sind nicht 
erstversorgt – genauso wenig 
wie die Patienten, die der Ret-
tungsdienst bringt.

Das ist das Szenario eines 
Massenanfalls von Verletzten 
im Terrorfall, der kürzlich in 

Frankfurt durchgespielt wur-
de. Er gehörte zum Kurs „Terror 
and Disaster Surgical Care“, bei 
dem Unfallchirurgen und Chi-
rurgen lernen, eine Terrorlage 
zu managen.

Die Übung war auch Teil der 2. 
Notfallkonferenz, an der Ver-
treter der Medizin, Rettungs- 
und Sicherheitsorganisationen 
sowie Politik und Bundeswehr 
teilnahmen. Sie war ein Kern-
stück eines 5-Punkte-Plans, den 
die Deutsche Gesellschaft für 
Unfallchirurgie und die Bun-
deswehr vor einem Jahr aufleg-
ten. Die Fachgesellschaft wertet 
diesen Plan nun als erfüllt.

III Patientensicherheit

Für Mindestmengen und Zentren
Forderungen der „Viszeralmedizin 2017“

Berlin (pm/lure). Die Deutsche 
Gesellschaft für Gastroentero-
logie, die Deutsche Gesellschaft 
für Allgemein- und Viszeralchi-
rurgie (DGAV) sowie die Barmer 
fordern mehr Qualitätsbestre-
bungen in Krankenhäusern, um 
die Patientensicherheit zu stei-
gern. Hintergrund ist der Kon-
gress Viszeralmedizin 2017.

Mindestmengen bei einigen 
Eingriffen gehören zu den For-
derungen. Auch sollten laut 
Kasse und Fachgesellschaft 
nur spezialisierte Zentren 
komplexe Operationen durch-
führen. Sie kritisieren zudem, 
dass z. B. die Darmspiegelung 
zur Vorsorge in der ambulan-
ten Versorgung von den Kas-

senärztlichen Vereinigungen 
kontrolliert würde, dagegen 
seien diese Qualitätsindikato-
ren für Krankenhäuser unver-
bindlich.

Die DGAV baut seit Jahren ei-
ne Dokumentation auf, die chi-
rurgische Leistungen ver-
gleichbar machen soll. 330 spe-
zialisierte Organkrebszentren 
melden demnach vollzählige 
Datensätze – 75.000 sind er-
fasst. „Die DGAV wertet diese 
aus und spiegelt den Kliniken 
dann zurück, in welchen Berei-
chen, zum Beispiel bei Wundin-
fektionen, sie im Vergleich zu 
anderen Kliniken Defizite ha-
ben“, erklärte Prof. Albrecht 
Stier, DGAV-Präsident,

I N i c h t - c h i r u rg i s c h e  B e h a n d l u n g  i n  O r t h o p ä d i e  u n d  U n fa l l c h i r u rg i e  i st  w i c h t i g .  /  Foto :  K z e n o n  –  Foto l i a . c o m



Anlieferung

Daten und Andrucke
Print PrePress GmbH & Co. KG 
Am Hambuch 17 
53340 Meckenheim

Datenfernübertragung
Die Daten können per E-Mail 
und FTP übertragen werden. 

E-Mail
anzeigen@marburger-bund.de

FTP
Zugangsdaten auf Anfrage
Bei FTP-Übertragungen bitten 
wir Sie, Ihre  Datenübermittlung 
unbedingt telefonisch  unter  
(0 22 25) 88 93-3 87 anzukündi-
gen und ein Fax des Anzeigen-
motives an (0 22 25) 88 93-3 86 
zu senden.
Telefon: (0 22 25) 88 93-3 87
Telefax: (0 22 25) 88 93-3 86

 DIGITALE DRUCKDATEN

Digitale Druckunterlagen

Farbigkeit
Gedruckt wird nach 4-c-Euroskala. Zusatzfarben 
nach HKS-Farbfächer Z für den Zeitungsdruck 
werden durch den Zusammendruck aus den 
 Skalenfarben Cyan, Ma genta, Yellow und Schwarz 
erreicht. 

Bilder
Alle Bilder sollten mit dem bei der IFRA  
(www.ifra.com) erhältlichen ICC-Profil  
„ISOnewspaper26v4.icc“ von RGB nach 
CMYK umgewandelt werden.  
Die Summe der vier Skalenfarben darf 240 % in 
neutralen Bildtiefen nicht überschreiten. 

Auflösung
Halbtonbilder benötigen eine Auflösung 
von 250 dpi, Strichbilder eine Auflösung von 
1270 dpi.

Strichstärken
Negativstriche mind. 0,15 mm;  
Positivstriche mind. 0,10 mm.

Andrucke
Für Vierfarb-Anzeigen wird zusätzlich ein 
 farbverbind licher Andruck benötigt. Liegt dieser 
nicht  termingerecht vor, kann die Farbverbindlich-
keit nicht gewährleistet werden.

Dateiformate
Acrobat-4-kompatible PDF-Dateien (PDF 1.3) oder 
EPS-Dateien, jeweils mit eingebetteten oder in Pfa-
de gewandelten Schriften. Auf JPEG-komprimierte 
Bilder in EPS-Dateien sollte verzichtet werden. Die 
Daten dürfen nicht vor-/farbsepariert sein, sondern 
müssen als Composite vorliegen.

Offene Daten
Adobe Indesign 
Quark XPress
Alle Schriften und Bilder (Fotos, Grafiken, Logos) 
müssen dem Dokument beigefügt werden.
Microsoft-Programme wie Word, Excel,  Powerpoint 
oder Publisher sind für das professionelle Erstellen 
von Druckvorlagen nicht geeignet.

Datenträger
CD-ROM/DVD-ROM, weitere auf Anfrage

Wichtiger Hinweis
Anzeigen, die als EPS-, PDF- oder TIFF-Datei bei 
uns eingehen, können nicht geändert werden. Eine 
Garantie für das Druckergebnis kann nicht gewähr-
leistet werden.



 GESCHÄFTSBEDINGUNGEN
Allgemeine Geschäftsbedingungen der Schenkelberg Stiftung & Co. KGaA
I. Definitionen
1. Anzeigenauftrag im Sinne dieser AGB ist der Vertrag über die Veröffentlichung ei-
ner oder mehrerer Anzeigen eines Werbetreibenden (Auftraggeber) in einer Druck-
schrift oder einem sonstigen Medium zum Zwecke der Verbreitung.
2. Beilagenauftrag im Sinne dieser AGB ist der Vertrag über die Beilage eines oder 
mehrerer vom Werbetreibenden (Auftraggeber) zu stellenden oder aufgrund eines 
gesonderten Auftrages von dem Verlag (Auftragnehmer) zu erstellenden Beilage zu 
einer Druckschrift zum Zwecke der Verbreitung.
3. Abrufauftrag im Sinne dieser AGB ist der Auftrag über die Veröffentlichung mehre-
rer Anzeigen, wobei der Auftraggeber die einzelne Anzeige jeweils gesondert abrufen 
kann.
4. Textteilanzeigen sind solche Anzeigen, die mit mindestens drei Seiten an den Text 
oder den Rand und nicht an andere Anzeigen angrenzen.
II. Vertragsschluss
1. Ein Vertrag kommt dadurch zustande, dass der Auftraggeber einen entsprechen-
den Auftrag erteilt und der Verlag diesen annimmt. Die Annahme kann auch dadurch 
erfolgen, dass der Auftrag innerhalb der im Auftrag genannten Frist oder, wenn eine 
solche nicht bestimmt ist, innerhalb der nächsten drei Ausgaben der entsprechen-
den Druckschrift veröffentlicht.
2. Bestätigt der Verlag den Auftrag unter Benennung eines bestimmten Veröffentli-
chungsdatums oder einer bestimmten Veröffentlichungsfrist, so kommt der Vertrag 
entsprechend zustande, wenn nicht der Auftraggeber innerhalb von zwei Wochen, 
spätestens aber vor Druckbeginn widerspricht.
3. Ein Beilagenauftrag kommt – auch wenn der Auftragnehmer diesen bestätigt hat 
– erst nach Vorlage eines Musters der Beilage und Billigung dieses Musters durch 
den Auftragnehmer und dem Herausgeber zustande. Die Billigung kann entspre-
chend Ziffer 1 durch Ausführung der Beilage erfolgen.
4. Aufträge, die bei Vermittlern, Agenturen oder Annahmestellen erteilt werden, be-
dürfen in jedem Fall der Annahme durch den Auftragnehmer selbst.
5. Ein Abrufauftrag ist – wenn nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart wird – in-
nerhalb eines Jahres seit Erscheinen der ersten Anzeige abzuwickeln. Innerhalb die-
ser oder der ausdrücklich vereinbarten Frist kann der Auftraggeber über die 
vereinbarte Anzahl hinaus zusätzliche Anzeigen abrufen.
6. Der Auftragnehmer ist berechtigt, die Veröffentlichung von Anzeigen oder Beilagen 
– auch nach rechtsverbindlichem Vertragsschluss – abzulehnen, wenn deren Veröf-
fentlichung wegen des Inhalts oder der Herkunft dem Auftragnehmer oder dem Her-
ausgeber des Mediums nicht zuzumuten sind. Dies gilt auch, wenn Anzeigen oder 
Beilagen gegen gesetzliche, behördliche oder postalische Vorschriften oder die gu-
ten Sitten verstoßen, insbesondere auch wenn die Gefahr von Wettbewerbs- oder 
Urheberrechtsverstößen besteht.
7. Beilagen, die durch Format oder Aufmachung beim Leser den Eindruck eines Be-
standteils der Zeitung oder Zeitschrift erwecken oder Fremdanzeigen enthalten, 
werden nicht angenommen.
8. Durch Beilagen entstehende Porto(mehr-)kosten trägt der Auftraggeber. Diese 
werden durch den Auftragnehmer gesondert in Rechnung gestellt und sind im Vor-
aus zu zahlen.
III. Abwicklung
1. Für die Aufnahme von Anzeigen oder Beilagen in bestimmte Ausgaben, be-
stimmte Nummern oder an bestimmten Stellen wird keine Gewähr geleistet, es sei 
denn, dass dies ausdrücklich zum zwingenden Bestandteil des Vertrages gemacht 
und vom Auftragnehmer bestätigt wurde.
2. Bei Rubrik-Anzeigen gewährleistet der Auftragnehmer die Veröffentlichung in der 
entsprechenden Rubrik.
3. Für die rechtzeitige und technisch verwendbare Bereitstellung des Anzeigentex-
tes, der Anzeigenvorlage oder der Beilage ist der Auftraggeber verantwortlich. Sind 
Mängel dieser Vorlagen für den Auftragnehmer erkennbar, so fordert er Ersatz an.

4. Probeabzüge werden nur auf ausdrücklichem Wunsch geliefert. In diesem Fall ist 
der Auftraggeber verpflichtet, den Probeabzug unverzüglich zu prüfen und etwaige 
Mängel oder Änderungswünsche mitzuteilen. Erfolgt eine Rüge oder ein Änderungs-
wunsch nicht innerhalb der mitgeteilten Frist, gilt der Probeabzug als genehmigt.
5. Ist eine Anzeigengröße nicht ausdrücklich vereinbart, so erfolgt der Abdruck in 
dem Anzeigeninhalt entsprechender, üblicher Größe.
6. Anzeigenbelege werden gemäß der Vereinbarung im Anzeigenvertrag geliefert.
7. Druckvorlagen werden nur auf Anforderung zurückgesandt. Die Pflicht zur Aufbe-
wahrung durch den Auftragnehmer endet drei Monate nach Ablauf des Auftrags.
8. Die Kosten für die Anfertigung der Druckunterlagen (Filme, Proofs etc.) gehen zu-
lasten des Auftraggebers. Dies gilt auch für sämtliche Kosten, die durch vom Auf-
traggeber verursachte Änderungen entstehen.
9. Zuschriften auf Chiffreanzeigen werden vier Wochen aufbewahrt. Werden sie in-
nerhalb dieser Frist nicht abgeholt, wird der Auftragnehmer sie vernichten. Ist eine 
postalische Weitersendung von Zuschriften ausdrücklich vereinbart, so werden alle 
Zuschriften – auch wenn diese per Fax, Eilbrief oder per Einschreiben eingehen – nur 
per normaler Post weitergeleitet. Der Auftragnehmer sammelt diese und leitet die 
Zuschriften einmal wöchentlich weiter. Der Auftragnehmer hat das Recht, einge-
hende Zuschriften stichprobenweise zu öffnen, um einen Missbrauch des Chiffre-
dienstes auszuschließen.
10. Anzeigen, die aufgrund ihrer Gestaltung als solche nicht erkennbar sind, werden 
von dem Auftragnehmer deutlich mit dem Hinweis „Anzeige“ gekennzeichnet.
11. Kann ein vereinbarter Termin wegen Streik, Aussperrung, sonstige Betriebsstö-
rungen oder einem sonstigen Fall höherer Gewalt nicht eingehalten werden, so ist 
der Auftrag zum nächstmöglichen Termin auszuführen; kann eine spätere Ausfüh-
rung den Zweck nicht erreichen, kann der Auftraggeber den Vertrag kündigen. Wei-
tere Rechte stehen dem Auftraggeber nicht zu. Ein Anspruch des  Auftraggebers wg. 
Verzögerungsschäden oder entgangenem Gewinn ist ausgeschlossen.
IV. Haftung
1. Der Auftragnehmer ist nicht verpflichtet, zur Verfügung gestellte Vorlagen auf Rich-
tigkeit zu prüfen. Der Auftragnehmer gewährleistet die für den belegten Titel übliche 
Druckqualität im Rahmen der durch die Druckunterlagen gegebenen Möglichkeiten.
2. Wird eine Anzeige trotz ordnungsgemäßer Vorlage fehlerhaft, unleserlich oder un-
vollständig veröffentlicht, so hat der Auftraggeber zunächst nur Anspruch auf Nach-
besserung in Form der Schaltung einer Ersatzanzeige. Weist der Auftraggeber nach, 
dass die Schaltung der Ersatzanzeige den Anzeigenzweck vereitelt, hat er Anspruch 
auf angemessene Minderung; dies gilt allerdings nur, wenn die Ersatzanzeige auch 
bei unverzüglicher Reklamation des Auftraggebers bereits den Zweck nicht mehr 
hätte erfüllen können.
3. Bei Wiederholungs- oder Abrufanzeigen hat der Auftraggeber die erschienenen 
Anzeigen zu prüfen und ggf. vor Erscheinen der nächsten Anzeige zu rügen. Kommt 
der Auftraggeber dieser Rügepflicht nicht nach, so kann er aus einem wiederholten 
Abdruck der fehlerhaften Anzeige keine Rechte herleiten.
4. Bei telefonisch oder mündlich aufgegebenen Anzeigen haftet der Auftragnehmer 
nicht für Übermittlungs- oder Verständnisfehler. Diese gehen allein zulasten des Auf-
traggebers.
5. Der Auftragnehmer haftet nicht für durch die Anzeige oder Beilage erfolgte 
Rechtsverstöße, insbesondere Wettbewerbs- oder Urheberrechtsverletzungen. Wird 
der Auftragnehmer durch Dritte wegen solcher Verstöße in Anspruch genommen, so 
hat der Auftraggeber ihn von allen Ansprüchen und Kosten freizustellen. Wird der 
Auftragnehmer verpflichtet, eine Gegendarstellung oder Richtigstellung abzudru-
cken, so hat der Auftraggeber diese auf Basis der aktuellen Anzeigenpreise zu be-
zahlen.
6. Eine nicht unerhebliche Minderung der Auflage berechtigt den Auftraggeber ledig-
lich zu einer angemessenen Preisminderung. Eine Auflagenminderung ist nicht uner-
heblich, wenn sie bei einer Sollauflage von
bis zu 50 000 mehr als 20 %/50 000 bis zu 100 000 mehr als 15 %

100 000 bis zu 500 000 mehr als 10 %/500 000 und höher mehr als 5 % beträgt.
Die Sollauflage ist die vertraglich vereinbarte, mangels Vereinbarung in der gültigen 
Preisliste angegebene Auflage. Weitere Ansprüche sind grundsätzlich ausgeschlos-
sen. Dies gilt jedenfalls dann, wenn der Auftragnehmer den Auftraggeber so recht-
zeitig vom Absinken der Auflage in Kenntnis gesetzt hat, dass dieser den 
Anzeigenauftrag zurücknehmen konnte.
7. Schadenersatzansprüche des Auftraggebers oder Dritter werden grundsätzlich 
ausgeschlossen, dies gilt nicht
– bei vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachtem Schaden,
–  bei leicht fahrlässiger Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, auch durch ge-

setzliche Vertreter oder Erfüllungsgehilfen des Auftragnehmers; insoweit haftet er 
nur auf den nach Art des Produkts vorhersehbaren, vertragstypischen, unmittelba-
ren Durchschnittsschaden,

– im Falle schuldhafter Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit des 
Auftraggebers,
– bei arglistig verschwiegenen Mängeln und übernommener Garantie für die Be-
schaffenheit der Ware.
8. Ist der Auftraggeber Unternehmer, so hat er in entsprechender Anwendung der §§ 
377, 378 HGB die Anzeige oder Beilage unverzüglich nach Erhalt oder Veröffentli-
chung zu prüfen und etwaige Mängel unverzüglich zu rügen; andernfalls ist er mit 
Gewährleistungsansprüchen wegen Mängeln, die er bei einer Prüfung hätte erken-
nen können, ausgeschlossen.
V. Preise/Zahlung
1. Es gelten grundsätzlich die aus der aktuellen Preisliste ersichtlichen Preise, sofern 
nicht im Einzelfall etwas Abweichendes vereinbart wird.
2. Ist der Auftraggeber Erstkunde, oder lassen sich die Aufträge des Kunden nicht im 
Rahmen unserer Kreditwarensicherung  versichern, so hat er für den Anzeigen- oder 
Beilagenauftrag Vorauszahlung zu leisten.
3. Werden Mengenrabatte, Preisnachlässe bei Wiederholungsanzeigen oder Ähnli-
ches vereinbart und wird die vereinbarte Menge oder Anzahl aus Gründen, die der 
Auftragnehmer oder seine Erfüllungsgehilfen nicht zu vertreten haben, nicht erreicht, 
so hat der Auftraggeber die der tatsächlichen Anzahl oder Menge entsprechenden 
Preise zu entrichten.
4. Soweit keine Vorauszahlung geleistet wurde, sind alle Rechnungsbeträge binnen 
zwei Wochen ab Zugang der Rechnung zu zahlen; mit Ablauf dieser Frist kommt der 
Auftraggeber ohne Mahnung in Verzug und schuldet den gesetzlichen Verzugszins.
5. Befindet sich der Auftraggeber mit einer oder mehreren Zahlungen in Verzug, so 
kann der Auftragnehmer weitere Leistungen von Vorauszahlungen abhängig ma-
chen. Dies gilt auch, wenn der Auftraggeber sich zwar nicht aktuell in Verzug befin-
det, er jedoch in der Vergangenheit mindestens zweimal, oder mindestens einmal 
mehr als vier Wochen in Verzug geraten ist.
6. Werbeagenturen oder Vermittler sind verpflichtet, sich bei den Preisen gegenüber 
ihren Kunden an die jeweils aktuelle Preisliste des Auftragnehmers zu halten. Die 
vom Auftragnehmer gewährte Provision darf nicht, auch nicht teilweise an den Kun-
den weitergegeben werden.
VI. Sonstiges
1. Ist der Auftraggeber Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder hat er im Inland keinen allge-
meinen Gerichtsstand, so ist der Sitz des Auftragnehmers Erfüllungsort und Ge-
richtsstand.
2. Es wird die Anwendung deutschen Rechts vereinbart.
3. Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser AGB unwirksam sein oder wer-
den, so bleiben die übrigen Regelungen bestehen.


